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 UNTERNEHMENSÜBERGABE  – 
 HAFTUNGSRECHTLICHE ASPEKTE UND 
 GESTALTUNGSMÖGLICHKEITEN 

>> Univ.-Prof. Dr. Franz Pegger

Die Vorbereitung der Übergabe des Famili-
enunternehmens steht in den kommenden 
Jahren bei zahlreichen Familien im Vorder-
grund. Die Übergabe eines Unternehmens 
sollte sorgfältig geplant werden, da dieses 
Vorhaben neben Chancen vor allem auch 
zahlreiche Risiken in sich birgt. 

Aus rechtlicher Sicht ist zu beachten, dass 
jedes Unternehmen als rechtlichen Träger 
einen Unternehmer hat. Als unternehmeri-
sche Träger kommen – in Abhängigkeit von 
der anwendbaren Rechtsordnung – aus der 
Sicht des österreichischen Rechts natürliche 
Personen, juristische Personen und Perso-
nengesellschaften in Frage, wobei bei letz-
teren noch unterschieden werden muss, ob 
ihnen Rechtsfähigkeit zukommt oder nicht. 
Die Übernahme dieser Trägerfunktion steht 
– neben vielen anderen Aspekten – auch 
im Zusammenhang mit der Frage wie sich 
die Haftungssituation für den Unterneh-
mensträger und allenfalls dahinter ste-
henden Personen darstellt. Ist der Unter-
nehmensträger eine natürliche Person, so 
haftet er – vorbehaltlich gesonderter Ver-
einbarungen mit den Gläubigern – ohne 
Beschränkung. Wird das Unternehmen 
hingegen von einer Personengesellschaft 
betrieben, so hängt die Haftungssituation 
davon ab, welche Rechtsform gewählt wird; 
je nach Gesellschafterstellung (z. B. Kom-
manditist) kann die Haftung für den Ge-
sellschafter beschränkt sein. Ist Unterneh-
mensträger jedoch eine juristische Person, 
so gilt grundsätzlich das Trennungsprinzip 
und führt daher die Gesellschafterstellung 
selbst nicht zur Haftung. Hiebei muss al-
lerdings beachtet werden, dass einerseits 

Gesellschafter, die gleichzeitig eine Ge-
schäftsführungsfunktion übernehmen, im 
Rahmen dieser Tätigkeit einer gesonderten 
Haftung unterliegen und andererseits auch 
das Trennungsprinzip in Einzelfällen durch-
brochen und bei entsprechendem Ver-
schulden eine Haftung des Gesellschafters 
selbst nicht ausgeschlossen werden kann.

Aufgrund der aufgezeigten unterschiedli-
chen Möglichkeiten der Unternehmensträ-
gerschaft ergeben sich auch für die Über-
tragung eines Unternehmens – welches in 
rechtlicher Sicht eine Gesamtsache ist und 
damit Gegenstand eines Rechtsgeschäfts 
sein kann – mehrere Möglichkeiten. In der 
Praxis unterscheidet man in der Regel die 
Fälle des Asset Deals und des Share Deals. 
Bei einem Asset Deal überträgt der Un-
ternehmensträger das von ihm betriebene 
Unternehmen (oder Teile desselben) auf ei-
nen neuen Rechtsträger, der das Unterneh-
men fortführt. Diese Form der Unterneh-
mensübertragung findet sich naturgemäß 
insbesondere bei der Unternehmensüber-
gabe im Wege von Rechtsgeschäften unter 
Lebenden durch eine natürliche Person als 
Unternehmer. Bei einem Share Deal hinge-
gen führt der bisherige Unternehmensträ-
ger das Unternehmen weiter fort; es erfolgt 
eine indirekte Übernahme dadurch, dass 
der Übernehmer die Gesellschafterrechte 
am Unternehmensträger erwirbt bzw. bei 
diesem eine Gesellschafterstellung über-
nimmt.
Es liegt nahe, dass die haftungsrechtlichen 
Konsequenzen sehr wesentlich davon ab-
hängen, ob ein Unternehmen im Rahmen 
eines Asset Deals oder eines Share Deals 
direkt oder indirekt übertragen wird. Von 
besonderer Bedeutung ist dabei auch die 
Frage, ob eine Einzel- oder Gesamtrechts-
nachfolge vorliegt. Der Unterschied liegt 
darin, dass bei der Gesamtrechtsnachfolge 
der Rechtsnachfolger (Übernehmer) unmit-
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telbar in Einem in die gesamte Rechtsposi-
tion des Übertragenden eintritt und daher 
– vorbehaltlich allfälliger Change-of-Con-
trol-Klauseln – bisherige Vertragspartner 
aber auch Gläubiger diesem Wechsel in der 
Rechtsposition nicht zustimmen müssen. 
Bei einer Einzelrechtsnachfolge bedarf es 
dem gegenüber – vorbehaltlich anders lau-
tender vertraglicher Vorkehrungen – für 
die Übernahme von Verträgen oder Ver-
bindlichkeiten grundsätzlich der Zustim-
mung der Vertragspartner und Gläubiger. 
Die Übertragung von Vermögenswerten 
und die Abtretung von Forderungen hinge-
gen bedürfen – vorbehaltlich besonderer 
vertraglicher Vorkehrungen wie z. B. Abtre-
tungsverbote – auch bei der Einzelrechts-
nachfolge keiner Zustimmung durch Dritte.

Sind daher für den Betrieb eines Unterneh-
mens bestimmte Verträge (Vertriebsverträ-
ge, Zulieferverträge, etc.) von wesentlicher 
Bedeutung, so muss überlegt werden, ob 
die Unternehmensübertragung im Wege 
der Einzel- oder der Gesamtrechtsnachfol-
ge vor sich gehen soll, um den Fortbestand 
solcher Verträge abzusichern. Dabei ist zu 
beachten, dass die Gesamtrechtsnachfolge 
sehr eingeschränkt und nur in den gesetz-
lich vorgesehenen Fällen zulässig ist; es 
handelt sich dabei um

 Verschmelzung von Kapitalgesellschaften 
(GmbH, AG)

 Spaltung (Auf- oder Abspaltung von Kapi-
talgesellschaften)

 Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
auf Einzelunternehmer oder Personenge-
sellschaften

 Anwachsung im Falle des Ausscheidens 
des vorletzten Gesellschafters aus einer 
OG oder KG

 Rechtsnachfolge von Todes wegen als 
Erbe (nicht auch als Vermächtnisneh-
mer).

Die Fälle der Einzelrechtsnachfolge sind 
demnach insbesondere die Übertragung 
von Unternehmen durch Kauf oder Schen-
kung. 

Auch die Übertragung von Geschäftsantei-
len an einer GmbH oder von Aktien einer 
AG sind Fälle der Einzelrechtsnachfolge, 
da der Erwerber in die Rechtsstellung als 
Gesellschafter nachrückt. Da jedoch bei der 
Kapitalgesellschaft durch den Gesellschaf-
terwechsel hinsichtlich der Zuordnung des 
Unternehmens zum Unternehmensträger 
keine Änderung eintritt, führt ein solcher 
Share Deal hinsichtlich seiner Wirkung 
in der Regel zum gleichen Ergebnis wie 
die Übertragung eines Unternehmens im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge; aller-
dings sind in diesem Zusammenhang vor 
allem Change-of-Control-Klauseln in Ver-
trägen zu beachten, die eine Auflösung 
von Verträgen vorsehen, wenn sich in der 
Gesellschafterstellung(-zusammensetzung) 
wesentliche Änderungen ergeben.

An dieser Stelle sei darauf verwiesen, dass 
aus Anlass einer beabsichtigten Unterneh-
mensübertragung im Vorfeld – regelmäßig 
abgabenbegünstigte – Umgründungsmaß-
nahmen gesetzt werden können, durch die 
im Ergebnis – allenfalls über Zwischen-
schritte – der Effekt einer Gesamtrechts-
nachfolge erreicht werden kann. 

Neben den dargestellten allgemeinen Re-
gelungen gibt es im Zusammenhang mit 
der Übertragung von Unternehmen Son-
derbestimmungen. Die wesentlichen Son-
derbestimmungen werden im Folgenden 
dargestellt:

Grundsätzliche Haftungsregelung bei 
Unternehmensübergaben
Der Erwerber eines Vermögens oder Un-
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ternehmens haftet neben dem Veräußerer 
für die zum Vermögen oder zum Unter-
nehmen gehörigen Verbindlichkeiten, die 
er bei der Übergabe kannte oder kennen 
musste, sofern die Übernahme auf einem 
Rechtsgeschäft – etwa Kauf, Tausch oder 
Schenkung – unter Lebenden beruht. Die 
Haftung ist jedoch der Höhe nach mit dem 
Wert des übernommenen Vermögens be-
schränkt (§ 1409 ABGB). 

Maßgeblicher Zeitpunkt für das Kennen 
oder Kennen müssen ist die tatsächliche 
Übergabe des Unternehmens. Ist der Er-
werber ein naher Angehöriger des Veräu-
ßerers, muss der Erwerber beweisen, dass 
er die Verbindlichkeiten des Veräußerers 
weder kannte noch kennen musste (Be-
weislastumkehr). Nach der Judikatur ent-
fällt die Haftung des Erwerbers jedoch, 
wenn mit dem Kaufpreis Verbindlichkeiten 
des Veräußerers getilgt werden; es gibt da-
her bei der Vertragsgestaltung sehr wohl 
Möglichkeiten der Risikoreduktion. Zweck 
dieser Nachfolgehaftungsregelung ist der 
Schutz der Gläubiger des Veräußerers ge-
gen den Entzug des Haftungsfonds durch 
den Übergang eines Unternehmens.

Der Kauf eines Unternehmens oder von 
Teilen desselben hat sohin gegebenenfalls 
den Vorteil, dass sich das Haftungsrisiko 
des Erwerbers für unbekannte, künftig 
hervorkommende Verbindlichkeiten des 
Veräußerers gegebenenfalls einschränken 
lässt, wenn  

 der Kaufpreis zur Abdeckung der 
vorhandenen Verbindlichkeiten des 
Veräußerers verwendet und

 der Bestand der Verbindlichkeiten – 
insbesondere durch entsprechende 
Auskunftseinholung (z. B. Finanzamt, 
Sozialversicherung) – sorgfältig geprüft 
wird.

Da das gesamte Unternehmen mit sei-
nen rechtlichen Verflechtungen im Wege 
der Einzelrechtsnachfolge nicht in einem 
Rechtsakt auf den Erwerber übertragen 
werden kann, ergeben sich jedoch ins-
besondere bei der Übertragung von Ver-
tragsverhältnissen wegen der erforderli-
chen Zustimmung Dritter – mit Ausnahme 
von gesetzlichen Regelungen betreffend 
die gesetzliche Vertragsübernahme und 
öffentlich-rechtlichen Bewilligungen – 
häufig Schwierigkeiten.

Entgegenstehende Vereinbarungen zwi-
schen Veräußerer und Erwerber sind da-
her Dritten gegenüber im Außenverhältnis 
unwirksam. Im Innenverhältnis können 
jedoch zwischen Veräußerer und Erwer-
ber abweichende Regelungen vereinbart 
werden.

Zusätzlich zu § 1409 ABGB gelangt im Rah-
men einer Unternehmensnachfolge die 
unternehmensrechtliche Nachfolgehaf-
tungsbestimmung des § 38 UGB zur An-
wendung.

Unternehmensrechtliche Haftungs-
regelung für Verbindlichkeiten
Mangels anderer Vereinbarung übernimmt 
der Erwerber zum Zeitpunkt eines Unter-
nehmensübergangs sämtliche unterneh-
mensbezogene, nicht höchstpersönliche 
Rechtsverhältnisse des Veräußerers mit 
den bis dahin entstandenen Rechten und 
Verbindlichkeiten. Diese Haftung ist nicht 
auf die Höhe der übernommenen Aktiva 
beschränkt (§ 38 UGB).

Der Dritte kann der Übernahme eines 
Rechtsverhältnisses jedoch binnen drei 
Mo naten nach Eintragung des Erwerbers 
ins Firmenbuch oder nach einer vorheri-
gen Mitteilung gegenüber dem Veräußerer 
oder dem Erwerber widersprechen, wenn 
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die Übernahme des Rechtsverhältnisses 
wesentliche Interessen des Dritten beein-
trächtigt. In diesem Fall kann der Veräu-
ßerer oder der Erwerber den Widerspruch 
des Dritten durch Gewährung einer an-
gemessenen Sicherstellung abwehren. 
Abweichende Vereinbarungen zwischen 
Veräußerer und Erwerber sind Dritten ge-
genüber im Außenverhältnis nur wirksam, 
wenn der Ausschluss der Haftung in einem 
engen zeitlichen Zusammenhang mit dem 
Übergang des Unternehmens im Firmen-
buch eingetragen oder auf verkehrsübliche 
Weise bekannt gemacht wird. 
Im Innenverhältnis können jedoch wiede-
rum abweichende Regelungen zwischen 
Veräußerer und Erwerber vereinbart wer-
den. Für Forderungen, die nach Ablauf von 
fünf Jahren nach dem Unternehmensüber-
gang fällig werden, haftet der Veräußerer 
nicht mehr.

Arbeitsverträge
Sofern ein Betriebsübergang von einem 
Träger auf einen anderen – nicht zwin-
gend ident mit der Übertragung eines Un-
ternehmens – vorliegt, tritt der Erwerber 
automatisch von Gesetzes wegen mit allen 
Rechten und Pflichten in die zum Zeit-
punkt des Betriebsübergangs bestehenden 
Arbeitsverhältnisse ein und haftet damit 
auch für allfällige Ansprüche der Arbeit-
nehmer. Grundsätzlich bleiben bei einem 
Betriebsübergang die Arbeitsbedingungen 
aufrecht, es sei denn, aus den Bestimmun-
gen über 

 den Wechsel der Kollektivvertragszuge-
hörigkeit,

 die betrieblichen Pensionszusagen und 
 die Weitergeltung von Betriebsverein-
barungen

ergibt sich anderes. Der Erwerber hat dem 
Arbeitnehmer jede auf Grund des Betriebs-

übergangs erfolgte Änderung der Arbeits-
bedingungen unverzüglich mitzuteilen.

Innerhalb einer Frist von einem Monat ab 
Ablehnung der Übernahme oder bei Nicht-
äußerung des Erwerbers zum Zeitpunkt 
des Betriebsübergangs innerhalb eines 
Monats nach Ablauf einer vom Arbeitneh-
mer gesetzten angemessenen Frist zur Äu-
ßerung, kann der Arbeitsnehmer sodann 
dem Übergang seines Arbeitsverhältnisses 
widersprechen, wenn der Erwerber den 
kollektivvertraglichen Bestandschutz oder 
die betrieblichen Pensionszusagen nicht 
übernimmt. Widerspricht der Arbeitneh-
mer, so bleibt sein Arbeitsverhältnis zum 
Veräußerer unverändert aufrecht.

Der Veräußerer und der Erwerber haften 
für Arbeitnehmeransprüche, die vor dem 
Zeitpunkt des Betriebsübergangs begrün-
det wurden, zur ungeteilten Hand; die Haf-
tung des Erwerbers ist der Höhe nach mit 
dem Wert des übernommenen Vermögens 
beschränkt. Für Abfertigungsansprüche, 
die nach dem Betriebsübergang entste-
hen, haftet der Veräußerer nur mit jenem 
Betrag, der dem fiktiven Abfertigungsan-
spruch im Zeitpunkt des Betriebsüber-
gangs entspricht. Für Ansprüche auf eine 
Betriebspension aus einem Leistungsaus-
fall nach dem Betriebsübergang haftet die-
ser nur mit jenem Betrag, der den im Zeit-
punkt des Betriebsübergangs bestehenden 
Pensionsanwartschaften entspricht. Ent-
gegenstehende Vereinbarungen zwischen 
Veräußerer und Erwerber sind den Arbeit-
nehmern gegenüber im Außenverhältnis 
unwirksam. Im Innenverhältnis können je-
doch auch hier zwischen dem Veräußerer 
und dem Erwerber abweichende Regelun-
gen vereinbart werden.

Haftung für Sozialversicherungsbeiträge
Bei einem Unternehmensübergang haf-

Betriebliche Nachfolge 2014.indd   74 15.10.14   14:53



75

tet der Erwerber für die vom Veräußerer 
nicht abgeführten Sozialversicherungsbei-
träge der Dienstnehmer für die Dauer von 
höchstens 12 Monaten, zurückgerechnet ab 
dem Tag des Erwerbs (§ 67 ASVG). Für den 
Fall, dass der Erwerber eine Anfrage beim 
Sozialversicherungsträger durchführt, haf-
tet er jedoch nur mit dem Betrag, der ihm 
vom Sozialversicherungsträger als Rück-
stand ausgewiesen wurde.
 
Haftung für Steuern und Abgaben
Der Erwerber haftet für betriebliche Abga-
ben und Steuerabzugsbeträge, soweit die 
Abgaben auf die Zeit seit dem Beginn des 
letzten, vor der Übereignung liegenden Ka-
lenderjahrs entfallen bzw. im letzten vor 
der Übertragung liegenden Kalenderjahr 
abzuführen waren, sofern er im Zeitpunkt 
der Übernahme diese Schulden kannte 
oder kennen musste (§ 14 BAO). Diese Haf-
tung des Erwerbers ist der Höhe nach mit 
dem Wert der übertragenen Gegenstände 
ohne Abzug übernommener Schulden be-
grenzt. Abweichende Vereinbarungen zwi-
schen Veräußerer und Erwerber sind Drit-
ten gegenüber nicht wirksam.

Mietverträge
Sofern der Hauptmieter einer Geschäfts-
räumlichkeit das von ihm betriebene Un-
ternehmen zur Fortführung in diesen 
Räumlichkeiten veräußert, tritt der Erwer-
ber des Unternehmens von Gesetzes we-
gen in das Hauptmietverhältnis ein, sofern 
dieses in den Vollanwendungsbereich des 
Mietrechtsgesetzes (MRG) fällt; der Vermie-
ter hat daher den neuen Unternehmens-
träger als Mieter zu akzeptieren.

In diesem Fall sind sowohl der Verkäufer als 
auch der Erwerber verpflichtet dem Ver-
mieter die Unternehmensveräußerung un-
verzüglich anzuzeigen. Der Vermieter kann 
allerdings innerhalb einer Frist von sechs 

Monaten ab Anzeige der Unternehmens-
veräußerung den Mietzins im Sinne des § 16 
MRG anheben, wenn dieser bisher niedri-
ger war, als der sogenannte „angemessene 
Hauptmietzins“. Dabei sind die vom Haupt-
mieter getätigten Aufwendungen zur Ver-
besserung des Mietgegenstands angemes-
sen zu berücksichtigen, soweit sie über den 
maßgeblichen Zeitpunkt hinaus von objek-
tivem Nutzen sind. Die Rechtsfolgen der 
Unternehmensveräußerung können durch 
den Vermieter ab dem der Unternehmens-
veräußerung folgenden Zinstermin geltend 
gemacht werden. Sofern der Eintritt des 
Erwerbers in das Mietverhältnis auf einem 
vertraglich vereinbarten Weitergaberecht 
beruht, ist der Vermieter dagegen nicht zur 
Anhebung des Mietzinses berechtigt. 

Versicherungsverträge
Versicherungsverträge gehen grundsätzlich 
auf den Erwerber der versicherten Sachen 
über, wobei sowohl dem Erwerber als auch 
dem Versicherer von Gesetzes wegen das 
Recht zur vorzeitigen Kündigung einge-
räumt ist. Für die Prämie, welche auf die zur 
Zeit des Eintritts laufende Versicherungspe-
riode entfällt, haften der Veräußerer und 
der Erwerber zur ungeteilten Hand.

Werknutzungsrechte
Diese können mit dem Unternehmen oder 
mit jenem Unternehmenszweig, zu dem sie 
gehören, veräußert werden. Den Veräuße-
rer trifft eine Haftung als Bürge und Zahler 
für das dem Urheber gebührende Entgelt 
sowie für einen allfälligen Schaden, den der 
Urheber im Falle der Nichterfüllung von 
Pflichten durch den Erwerber erleidet. 

Treffen der Veräußerer und der Erwerber 
ohne Einwilligung des Urhebers zum Nach-
teil des Urhebers abweichende Vereinba-
rungen, sind diese gegenüber dem Urheber 
unwirksam.

Betriebliche Nachfolge 2014.indd   75 15.10.14   14:53



76

Patent- und Markenlizenzverträge
Für den Fall, dass das Unternehmen als 
Vermögensgesamtheit verkauft wird, gehen 
Patent- und Markenlizenzverträge ebenfalls 
auf den Erwerber über.

Unentgeltliche Unternehmensübergang 
unter Lebenden 
Als Konsensualvertrag erfordert die Schen-
kung die Zustimmung des Beschenkten. Da-
rüber hinaus ist die Errichtung eines Nota-
riatsakts erforderlich, wenn die Schenkung 
ohne wirkliche Übergabe erfolgt. Der Über-
geber haftet dem Beschenkten jedoch nicht 
für allfällig geltend gemachte Gewährleis-
tungsansprüche, da diese nur bei entgelt-
lichen Rechtsgeschäften wirksam durchge-
setzt werden können.

Unternehmensübergang auf den Erben 
Im Erbfall gehen durch die Einantwortung 
alle Rechte und Pflichten im Wege der Ge-
samtrechtsnachfolge auf den/die Erben 
über, wobei die Annahme eines Nachlasses 
„bedingt“ oder „unbedingt“ erfolgen kann. 

Durch die Abgabe einer „bedingten“ Erbs-
erklärung haftet der Erbe für die Verbind-
lichkeiten des Erblassers nur bis zur Höhe 
der übernommenen Aktiva, während er bei 
Abgabe einer „unbedingten“ Erbserklärung 
für Verbindlichkeiten des Erblassers unbe-
grenzt haftet. 

Darüber hinaus ist ein Erbe jedoch auch be-
rechtigt, den Nachlass nicht anzunehmen 
(„Erbsentschlagung“).

Rechtsübergang auf den Legatar
Im Unterschied zum Erben erwirbt der 
Legatar die ihm letztwillig durch den Erb-
lasser zugedachten Sachen nicht durch Ein-
antwortung. Vielmehr hat der Legatar nur 
einen schuldrechtlichen Anspruch gegen-
über dem/den Erben auf Ausfolgung und 

Übertragung des Vermächtnisses. Diese 
Übertragung erfolgt im Wege der Einzel-
rechtsnachfolge, sodass wiederum für die 
Fortführung der Vertragsverhältnisse und 
Übernahme der Schulden gesonderte Vor-
kehrungen zu treffen sind.

Zusammenfassend ist daher festzuhalten, 
dass im Zuge einer Unternehmensüberga-
be insbesondere Haftungsregelungen zu 
treffen und die Überbindung von Verträgen 
und Verbindlichkeiten zu gestalten sind, da 
in zahlreichen Gesetzen hiezu Sonderbe-
stimmungen vorgesehen sind. Es empfiehlt 
sich, vor der Einleitung entsprechender 
Schritte eine umfassende zivil- und abga-
benrechtliche Prüfung vorzunehmen und 
Gestaltung anzustreben.

>> GREITER PEGGER KOFLER & 
PARTNER, Rechtsanwälte

Maria-Theresien-Straße 24
6020 Innsbruck

Tel 0512 571811
greiter@lawfirm.at

www.greiter.lawfirm.at
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Geschäftsstelle Osttirol Lienz   █ 9900 Lienz, Hauptplatz 4, Tel 050700 1700
Geschäftsstelle Wien WIen  █ 1010 Wien, Tegetthoffstraße 4, Tel 050700 5200 
Geschäftsstellen Italien Bozen   39100 Bozen, Schlachthofstraße 30/A, Tel 0039 0471 1961000
 Brixen   39042 Brixen, Stadelgasse 12/b, Tel 0039 0472 979797
 Meran   39012 Meran, Freiheitsstraße 18/2, Tel 0039 0473 066319 
HYPO IMMOBILIEN     
BETRIEBS GmbH    6020 Innsbruck, Hypo-Passage 2, Tel 050700 3120  
HYPO TIROL  
Versicherungsmakler GmbH    6020 Innsbruck, Meraner Straße 8, Tel 050700 2207
   
    █ WohnVision Center

 Bei Anrufen aus dem Ausland wählen Sie bitte 0043 50700 und die gewünschte Durchwahl.

 
 Mehr Infos: www.hypotirol.com 
 Schreiben Sie uns: office@hypotirol.com
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Hinweise:
Die vorliegende Broschüre richtet sich ausschließlich an Unternehmer im Sinne des UGB (Firmenkunden) zum Zwecke der 
Information über verschiedene Bereiche der Unternehmensnachfolge. Die Beiträge und Gastbeiträge dieser Broschüre sind 
ausschließlich rein informativer Natur. Sie wurden von verschiedenen, aufgrund ihrer anerkannten fachlichen Qualifikation 
von der Hypo Tirol Bank AG ausgewählten Autoren, selbstständig und eigenverantwortlich erstellt und müssen daher nicht 
notwendigerweise der Ansicht der Hypo Tirol Bank AG entsprechen. Vielmehr entsprechen die Beiträge und Gastbeiträge 
ausschließlich der jeweiligen Meinung der Verfasser und basieren auf Quellen, die diese im Informationszeitpunkt 
als zuverlässig erachtet haben. Die im Rahmen dieser Broschüre zur Verfügung gestellten Informationen sind völlig 
unverbindlich. Der Inhalt dieser Broschüre ist weder nach österreichischem noch nach ausländischem Recht als ein wie 
immer geartetes Anbot (oder Einladung zur Anbotstellung), eine Aufforderung, ein Rat oder eine Empfehlung zum Abschluss, 
Kauf, Verkauf oder Inanspruchnahme eines Produkts oder einer Dienstleistung zu verstehen. Die jeweils angeführten 
Beispiele dienen ausschließlich Illustrationszwecken. Es wird darauf hingewiesen, dass Renditen, Kurse, Zinsen oder den 
Anlage- und Finanzierungsprodukten zugrunde liegende Basiswerte immer marktabhängigen Schwankungen unterworfen 
sein können. Anlageprodukte, Wertpapiere, Finanzierungen und Investitionen beinhalten immer gewisse Risiken. Diese 
Broschüre kann eine umfassende Risikoaufklärung oder eine persönliche Beratung etwa durch einen Rechtsanwalt, 
Notar, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder einen Firmenkundenbetreuer der Hypo Tirol Bank AG nicht ersetzen. Für die 
Richtigkeit, Aktualität oder Vollständigkeit der in der vorliegenden Broschüre wiedergegebenen Informationen, Meinungen 
und Einschätzungen wird keinerlei Haftung übernommen, ein Rechtsanspruch kann daraus nicht abgeleitet werden. Alle 
Angaben sind ohne Gewähr; Irrtum und Druckfehler vorbehalten.
 
Diese Broschüre sowie deren einzelnen Beiträge sind urheberrechtlich geschützt und dürfen daher ohne ausdrückliche 
schriftliche Zustimmung der Hypo Tirol Bank AG weder gänzlich noch teilweise vervielfältigt oder auf andere Weise (etwa 
durch Veröffentlichung im Internet) Dritten zugänglich gemacht werden. 
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